
 
 
 
 
 

 

Industrie- und Handelskammer Nord Westfalen Sitz Münster mit Standorten in Bocholt und Gelsenkirchen 
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Ausbildungsregelung über die Berufsausbildung 

 

Fachpraktiker IT Systemintegration/  

Fachpraktikerin IT Systemintegration 

 

vom 6. Juni 2023 

 

PRÄAMBEL 

 

Jede Berufsausbildung hat die für die Ausübung einer qualifizierten beruflichen Tätigkeit in 

einer sich wandelnden Arbeitswelt notwendigen beruflichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fä-

higkeiten (berufliche Handlungsfähigkeit) in einem geordneten Ausbildungsgang zu vermit-

teln. Sie hat ferner den Erwerb der erforderlichen Berufserfahrungen zu ermöglichen. (siehe 

auch § 1 Abs. 3 BBiG) 

 

Grundsätzlich ist auch für behinderte Menschen nach § 64 BBiG/§ 42p HwO in Verbindung 

mit § 4 BBiG/§ 25 HwO eine Ausbildung, im Bedarfsfall unter Zuhilfenahme des § 65 BBiG/§ 

42q HwO (Nachteilsausgleich), anzustreben.  

 

Nur in begründeten Ausnahmefällen, in denen Art und Schwere/Art oder Schwere der Behin-

derung, dies nicht erlauben, ist eine Ausbildung nach § 66 BBiG/§ 42r HwO durchzuführen. 

Für solche Ausnahmefälle wird diese Ausbildungsregelung erlassen.  

 

Ein Übergang von einer bestehenden Ausbildung nach dieser Ausbildungsregelung in eine 

Ausbildung in einem nach § 64 BBiG/§ 42p HwO in Verbindung mit § 4 BBiG/§ 25 HwO an-

erkannten Ausbildungsberuf ist kontinuierlich zu prüfen. 

 

Die Feststellung, dass Art und Schwere/Art oder Schwere der Behinderung eine Ausbildung 

nach einer Ausbildungsregelung für behinderte Menschen erfordert, soll auf der Grundlage 

einer differenzierten Eignungsuntersuchung erfolgen. Sie wird derzeit durch die Bunde-

sagentur für Arbeit - unter Berücksichtigung der Gutachten ihrer Fachdienste und von Stel-

lungnahmen der abgebenden Schule, gegebenenfalls unter Beteiligung von dafür geeigne-

ten Fachleuten (u.a. Ärzte/Ärztinnen, Psychologen/Psychologinnen, Pädagogen/Pädagogin-

nen, Behindertenberater/Behindertenberaterinnen) aus der Rehabilitation bzw. unter Vor-

schaltung einer Maßnahme der Berufsfindung und Arbeitserprobung - durchgeführt. 

 

Die Ausbildenden sollen einen personenbezogenen Förderplan, der die spezifische Behin-

derung berücksichtigt, erstellen und diesen kontinuierlich fortschreiben. Der personenbezo-

gene Förderplan dient der Entwicklung des/der Betroffenen. 
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Die zuständige Stelle trägt Ausbildungsverträge für behinderte Menschen gemäß § 66 Abs. 

2 in Verbindung mit § 65 Absatz 2 Satz 1 BBiG bzw. § 42r Absatz 2 in Verbindung mit § 42q 

Absatz 2 Satz 1 HwO in das Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse bzw. die Lehr-

lingsrolle ein, wenn festgestellt worden ist, dass die Ausbildung in einem solchen Ausbil-

dungsgang nach Art und Schwere/Art oder Schwere der Behinderung erforderlich und eine 

auf die besonderen Verhältnisse der Menschen mit Behinderung abgestimmte Ausbildung 

sichergestellt ist. 

 

Im Rahmen der dualen Berufsausbildung auf der Grundlage dieser Ausbildungsregelung ist 

die Berufsschule Partner und mitverantwortlich für eine qualifizierte und qualifizierende Be-

rufsausbildung.  

 

Eingangsformel 

 

Die Industrie- und Handelskammer Nord Westfalen erlässt aufgrund des Beschlusses des  

Berufsbildungsausschusses vom 6. Juni 2023 als zuständige Stelle nach § 66 Abs. 1 BBiG 

in Verbindung mit § 79 Abs. 4 BBiG in der Fassung vom 4. Mai 2020 (BGBl. I S. 920), zu-

letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1174), folgende 

Ausbildungsregelung für die Ausbildung von behinderten Menschen zum Fachpraktiker IT 

Systemintegration/zur Fachpraktikerin IT Systemintegration. 

 

§ 1 Ausbildungsberuf 

 

Die Berufsausbildung zum Fachpraktiker IT Systemintegration/zur Fachpraktikerin IT Sys-

temintegration erfolgt nach dieser Ausbildungsregelung. 

 

§ 2 Personenkreis  

 

Diese Ausbildungsregelung regelt die Berufsausbildung gemäß § 66 BBiG für Personen im 

Sinne des § 2 SGB IX. 

 

§ 3 Dauer der Berufsausbildung 

 

Die Ausbildung dauert drei Jahre.  

 

§ 4 Ausbildungsstätten 

 

Die Ausbildung findet in ausbildungsrechtlich anerkannten Ausbildungsbetrieben und Ausbil-

dungseinrichtungen statt. 
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§ 5 Eignung der Ausbildungsstätte 

 

(1) Behinderte Menschen dürfen nach dieser Ausbildungsregelung nur in dafür geeigneten 

anerkannten Betrieben und Ausbildungseinrichtungen ausgebildet werden. 

 

(2) Neben den in § 27 BBiG/§ 21 HwO festgelegten Anforderungen muss die Ausbildungs-

stätte hinsichtlich der Räume, Ausstattung und Einrichtung den besonderen Erfordernissen 

der Ausbildung von behinderten Menschen gerecht werden. 

 

(3) Es müssen ausreichend Ausbilder/Ausbilderinnen zur Verfügung stehen. Die Anzahl der 

Ausbilder/Ausbilderinnen muss in einem angemessenen Verhältnis zur Anzahl der Auszubil-

denden stehen. Dabei ist ein Ausbilderschlüssel von in der Regel höchstens eins zu acht an-

zuwenden.  

 

§ 6 Eignung der Ausbilder/Ausbilderinnen 

 

(1) Ausbilder/Ausbilderinnen die im Rahmen einer Ausbildung nach § 66 BBiG erstmals tätig 

werden, müssen neben der persönlichen, berufsspezifisch fachlichen und berufspädagogi-

schen Eignung (AEVO u.a.) eine mehrjährige Erfahrung in der Ausbildung sowie zusätzliche 

behindertenspezifische Qualifikationen nachweisen. 

 

(2) Anforderungsprofil  

 

Ausbilder/Ausbilderinnen müssen eine rehabilitationspädagogische Zusatzqualifikation 

nachweisen und dabei folgende Kompetenzfelder abdecken: 

 

– Reflexion der betrieblichen Ausbildungspraxis  

– Psychologie 

– Pädagogik, Didaktik 

– Rehabilitationskunde 

– Interdisziplinäre Projektarbeit 

– Arbeitskunde/Arbeitspädagogik 

– Recht 

– Medizin 

 

Um die besonderen Anforderungen des § 66 BBiG zu erfüllen, soll ein Qualifizierungsum-

fang von 320 Stunden sichergestellt werden. 

 

(3) Von dem Erfordernis des Nachweises einer rehabilitationspädagogischen Zusatzqualifi-

kation soll bei Betrieben abgesehen werden, wenn die Qualität der Ausbildung auf andere 

Weise sichergestellt ist. Die Qualität ist in der Regel sichergestellt, wenn eine Unterstützung 

durch eine geeignete Ausbildungseinrichtung erfolgt. 

  



 - 4 - 
 
 

 

Industrie- und Handelskammer Nord Westfalen Sitz Münster mit Standorten in Bocholt und Gelsenkirchen 
Region: Kreisfreie Städte Bottrop, Gelsenkirchen, Münster und Kreise Borken, Coesfeld, Recklinghausen, Steinfurt, Warendorf 

(4) Ausbilder/Ausbilderinnen die im Rahmen einer Ausbildung nach § 66 BBiG/§ 42r HwO 

bereits tätig sind, haben innerhalb eines Zeitraumes von höchstens fünf Jahren die notwen-

digen Qualifikationen gemäß Absatz 2 nachzuweisen. Die Anforderungen an Ausbilder/Aus-

bilderinnen gemäß Absatz 2 gelten als erfüllt, wenn die behindertenspezifischen Zusatzqua-

lifikationen auf andere Weise glaubhaft gemacht werden können. 

 

§ 7 Struktur der Berufsausbildung 

 

(1) Findet die Ausbildung in einer Einrichtung statt, sollen mindestens zwölf Wochen außer-

halb dieser Einrichtung in einem anerkannten Ausbildungsbetrieb/mehreren anerkannten 

Ausbildungsbetrieben durchgeführt werden. 

 

(2) Inhalte der Ausbildung nach § 66 BBiG, die in der entsprechenden Ausbildung nach § 4 

BBiG in Form überbetrieblicher Ausbildung vermittelt werden, sind auch bei einer Ausbil-

dung nach § 66 BBiG überbetrieblich zu vermitteln.  

 

(3) Eine Abweichung der Dauer der Erfüllung der betrieblichen Ausbildung ist nicht durch die 

Teilnahme an überbetrieblichen Ausbildungsmaßnahmen zu ersetzen und nur in besonde-

ren Einzelfällen zulässig, wenn die jeweilige Behinderung oder betriebspraktische Besonder-

heiten die Abweichung erfordern.  

 

(4) Die Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten sind in einem der folgenden Einsatzgebiete 

zu vermitteln: 

 

1. Rechenzentren, 

2. Netzwerke, 

3. Client-Server-Architekturen, 

4. Festnetze und 

5. Funknetze. 

 

(5) Der Ausbildende legt fest, in welchem Einsatzgebiet die Vermittlung erfolgt. Der Ausbil-

dende darf mit Zustimmung der zuständigen Stelle jedoch auch ein anderes Einsatzgebiet 

festlegen, wenn in diesem Einsatzgebiet die gleichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkei-

ten vermittelt werden. 

 

§ 8 Ausbildungsrahmenplan, Ausbildungsberufsbild 

 

(1) Gegenstand der Berufsausbildung sind mindestens die im Ausbildungsrahmenplan (An-

lage) aufgeführten Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten (berufliche Handlungsfähigkeit). 

Eine von dem Ausbildungsrahmenplan abweichende Organisation der Ausbildung ist insbe-

sondere zulässig, soweit die jeweilige Behinderung der Auszubildenden oder betriebsprakti-

sche Besonderheiten die Abweichung erfordern. 
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(2) Die Berufsausbildung zum Fachpraktiker IT Systemintegration/zur Fachpraktikerin IT 

Systemintegration gliedert sich wie folgt (Ausbildungsberufsbild) in: 

 

Abschnitt A 

 

Berufsprofilgebende Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten: 

 1. Planen, Vorbereiten und Durchführen von Arbeitsaufgaben in Abstimmung mit den 

kundenspezifischen Geschäfts- und Leistungsprozessen 

 2. Informieren und Beraten von Kunden und Kundinnen 

 3. Beurteilen marktgängiger IT-Systeme und kundenspezifischer Lösungen 

 4. Entwickeln, Erstellen und Betreuen von IT-Lösungen 

 5. Durchführen und Dokumentieren von qualitätssichernden Maßnahmen 

 6. Umsetzen, Integrieren und Prüfen von Maßnahmen zur IT-Sicherheit und zum  

         Datenschutz 

 7. Erbringen der Leistungen und Auftragsabschluss 

 8. Betreiben von IT-Systemen 

 9. Inbetriebnehmen von Speicherlösungen  

 10. Programmieren von Softwarelösungen 

 11. Konzipieren und Realisieren von IT-Systemen 

 12. Installieren und Konfigurieren von Netzwerken 

 13. Administrieren von IT-Systemen 

 

Abschnitt B 

 

Integrativ zu vermittelnde Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten  

 1. Organisation des Ausbildungsbetriebes, Berufsbildung sowie Arbeits- und Tarifrecht 

 2. Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit 

 3. Umweltschutz und Nachhaltigkeit 

 4. Digitalisierte Arbeitswelt 

 5. Vernetztes Zusammenarbeiten unter Nutzung digitaler Medien 

 

(3) Die Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten der in Absatz 2 Abschnitt A Nummer 1 bis 

7 genannten Berufsbildpositionen sind in dieser Musterausbildungsregelung zum Fachprak-

tiker/zur Fachpraktikerin IT Systemintegration berufsübergreifend und werden in gleicher 

Weise auch in der Berufsausbildung zum Fachpraktiker/zur Fachpraktikerin IT Systemelekt-

ronik vermittelt. 

 

§ 9 Zielsetzung und Durchführung der Berufsausbildung 

 

(1) Die in dieser Ausbildungsregelung genannten Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten 

(berufliche Handlungsfähigkeit) sollen so vermittelt werden, dass die Auszubildenden zur 

Ausübung einer qualifizierten beruflichen Tätigkeit im Sinne von § 1 Absatz 3 des BBiG be-

fähigt werden, die selbstständiges Planen, Durchführen und Kontrollieren (berufliche Hand-

lungskompetenz) einschließt. Diese Befähigung ist auch in den Prüfungen nach den §§ 10 
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bis 17 nachzuweisen.  

 

(2) Die Ausbildenden haben unter Zugrundelegung des Ausbildungsrahmenplans für die 

Auszubildenden einen individuellen Ausbildungsplan zu erstellen. 

 

(3) Die Auszubildenden haben einen schriftlichen oder elektronischen Ausbildungsnachweis 

zu führen. Ihnen ist Gelegenheit zu geben, den schriftlichen oder elektronischen Ausbil-

dungsnachweis während der Ausbildungszeit zu führen. Die Ausbildenden haben den 

schriftlichen oder elektronischen Ausbildungsnachweis regelmäßig durchzusehen und abzu-

zeichnen. Der Auszubildende/Die Auszubildende kann nach Maßgabe von Art oder 

Schwere/Art und Schwere seiner/ihrer Behinderung von der Pflicht zur Führung eines 

schriftlichen oder elektronischen Ausbildungsnachweises entbunden werden. 

 

§ 10 Teil 1 der gestreckten Abschlussprüfung 

 

(1) Die Abschlussprüfung besteht aus den beiden zeitlich auseinanderfallenden Teilen 1 und 

2. Durch die Abschlussprüfung ist festzustellen, ob der Prüfling die berufliche Handlungsfä-

higkeit erworben hat. In der Abschlussprüfung soll der Prüfling nachweisen, dass er die da-

für erforderlichen beruflichen Fertigkeiten beherrscht, die notwendigen beruflichen Kennt-

nisse und Fähigkeiten besitzt und mit dem im Berufsschulunterricht zu vermittelnden, für die 

Berufsausbildung wesentlichen Lehrstoff vertraut ist. Die Ausbildungsregelung ist zugrunde 

zu legen. Dabei sollen Qualifikationen, die bereits Gegenstand von Teil 1 waren, in Teil 2 

nur so weit einbezogen werden, als es für die Festlegung der Berufsbefähigung erforderlich 

ist. 

 

(2) Bei der Ermittlung des Gesamtergebnisses wird Teil 1 mit 20 Prozent, Teil 2 mit 80 Pro-

zent gewichtet. 

 

(3) Teil 1 der gestreckten Abschlussprüfung soll im vierten Ausbildungshalbjahr stattfinden.  

 

(4) Teil 1 der gestreckten Abschlussprüfung erstreckt sich auf die in der Anlage für die ers-

ten 18 Monate und die unter Abschnitt A laufenden Nummern 1 bis 7 aufgeführten Fertigkei-

ten, Kenntnisse und Fähigkeiten sowie auf den im Berufsschulunterricht entsprechend dem 

Rahmenlehrplan zu vermittelnden Lehrstoff, soweit er für die Berufsausbildung wesentlich 

ist. 

 

(5) Teil 1 der Abschlussprüfung findet im Prüfungsbereich Einrichten eines IT-gestützten Ar-

beitsplatzes statt. 

 

(6) Im Prüfungsbereich Einrichten eines IT-gestützten Arbeitsplatzes hat der Prüfling nach-

zuweisen, dass er in der Lage ist, 
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1. Kundenbedarfe zielgruppengerecht zu ermitteln, 

2. Hard- und Software auszuwählen und ihre Beschaffung einzuleiten, 

3. einen IT-Arbeitsplatz zu konfigurieren und zu testen und dabei die Bestimmungen und 

die betrieblichen Vorgaben zum Datenschutz, zur IT-Sicherheit und zur Qualitätssiche-

rung einzuhalten, 

4. Kunden und Kundinnen in die Nutzung des Arbeitsplatzes einzuweisen und 

5. die Leistungserbringung zu kontrollieren und zu protokollieren. 

 

(7) Die Prüfungsaufgaben sollen praxisbezogen sein. Der Prüfling hat die Aufgaben schrift-

lich zu bearbeiten. 

 

(8) Die Prüfungszeit beträgt 90 Minuten. 
 
§ 11 Teil 2 der gestreckten Abschlussprüfung 

 

(1) Teil 2 der Abschlussprüfung soll am Ende der Berufsausbildung stattfinden.  

 

(2) Der Teil 2 der gestreckten Abschlussprüfung erstreckt sich auf die in der Anlage aufge-

führten Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten sowie auf den im Berufsschulunterricht ent-

sprechend dem Rahmenlehrplan zu vermittelnden Lehrstoff, soweit er für die Berufsausbil-

dung wesentlich ist.  

 

(3) In Teil 2 der Abschlussprüfung sollen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten, die be-

reits Gegenstand von Teil 1 der Abschlussprüfung waren, nur insoweit einbezogen werden, 

als es für die Feststellung der beruflichen Handlungsfähigkeit erforderlich ist. 

 

(4) Teil 2 der Abschlussprüfung findet in den folgenden Prüfungsbereichen statt: 

 

 1. Planen und Umsetzen eines Projektes der Systemintegration,  

 2. Konzeption und Administration von IT-Systemen,  

 3. Analyse und Entwicklung von Netzwerken sowie  

 4. Wirtschafts- und Sozialkunde. 

 

§ 12 Prüfungsbereich Umsetzen eines Projektes der Systemintegration 

 

(1) Im Prüfungsbereich Planen und Umsetzen eines Projektes der Systemintegration besteht 

die Prüfung aus zwei Teilen. 

 

(2)  Im ersten Teil hat der Prüfling nachzuweisen, dass er in der Lage ist, 

 

1. auftragsbezogene Anforderungen zu erfassen, 

2. Lösungsalternativen unter Berücksichtigung technischer, wirtschaftlicher und qualita-

tiver Aspekte einzuordnen, 

3. Systemänderungen und -erweiterungen durchzuführen und zu übergeben,  
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4. IT-Systeme einzuführen und zu pflegen, 

5. Schwachstellen von IT-Systemen einzuordnen und Schutzmaßnahmen vorzuschla-

gen und umzusetzen sowie 

6. Projekte der Systemintegration anforderungsgerecht zu dokumentieren. 

 

Der Prüfling hat eine betriebliche Projektarbeit durchzuführen und mit praxisbezogenen Un-

terlagen zu dokumentieren. Vor der Durchführung der Projektarbeit hat er dem Prüfungs-

ausschuss eine Projektbeschreibung zur Genehmigung vorzulegen. In der Projektbeschrei-

bung hat er die Ausgangssituation und das Projektziel zu beschreiben und eine Zeitplanung 

aufzustellen. Die Prüfungszeit beträgt für die betriebliche Projektarbeit und für die Dokumen-

tation mit praxisbezogenen Unterlagen höchstens 40 Stunden. 

 

(3)  Im zweiten Teil hat der Prüfling nachzuweisen, dass er in der Lage ist,  

 

1. die Arbeitsergebnisse adressatengerecht zu präsentieren und 

2. seine Vorgehensweise bei der Durchführung der betrieblichen Projektarbeit zu be-

gründen. 

 

Der Prüfling hat die betriebliche Projektarbeit zu präsentieren. Nach der Präsentation wird 

mit ihm ein Fachgespräch über die betriebliche Projektarbeit und die präsentierten Arbeits-

ergebnisse geführt. Die Prüfungszeit beträgt insgesamt höchstens 30 Minuten. Die Präsen-

tation soll höchstens 15 Minuten dauern. 

 

(4) Bei der Ermittlung des Ergebnisses für den Prüfungsbereich sind die Bewertungen wie 

folgt zu gewichten: 

 

 1. die Bewertung für den ersten Teil mit 50 Prozent und  

 2. die Bewertung für den zweiten Teil mit 50 Prozent. 

 

§ 13 Prüfungsbereich Konzeption und Administration von IT-Systemen 
 
(1) Im Prüfungsbereich Konzeption und Administration von IT-Systemen hat der Prüfling 

nachzuweisen, dass er in der Lage ist, 

 

1. IT-Systeme für unterschiedliche Anforderungen zu planen und zu konfigurieren, 

2. IT-Systeme zu administrieren und zu betreiben und Speicherlösungen einzubinden 

und zu verwalten.  

 

(2) Die Prüfungsaufgaben sollen praxisbezogen sein. Der Prüfling hat die Aufgaben schrift-

lich zu bearbeiten. 

 

(3)  Die Prüfungszeit beträgt 90 Minuten. 
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§ 14 Prüfungsbereich Analyse und Entwicklung von Netzwerken 
 
(1) Im Prüfungsbereich Analyse und Entwicklung von Netzwerken hat der Prüfling nachzu-

weisen, dass er in der Lage ist,  

 

1. Netzwerkprotokolle anwendungsbezogen auszuwählen und einzusetzen,  

2. Netzwerkkomponenten bedarfsgerecht  

3. auszuwählen und zu konfigurieren,  

4. Maßnahmen zur IT-Sicherheit in Netzwerken anzuwenden und  

5. den Betrieb und die Verfügbarkeit von Netzwerken zu überwachen und zu gewähr-

leisten. 

 

(2) Die Prüfungsaufgaben sollen praxisbezogen sein. Der Prüfling hat die Aufgaben schrift-

lich zu bearbeiten. 

 

(3)  Die Prüfungszeit beträgt 90 Minuten. 

 

§ 15 Prüfungsbereich Wirtschafts- und Sozialkunde 
 
(1) Im Prüfungsbereich Wirtschafts- und Sozialkunde hat der Prüfling nachzuweisen, dass er 

in der Lage ist, allgemeine wirtschaftliche und gesellschaftliche Zusammenhänge der Be-

rufs- und Arbeitswelt darzustellen und zu beurteilen. 

 

(2) Die Prüfungsaufgaben müssen praxisbezogen sein. Der Prüfling hat die Aufgaben 

schriftlich zu bearbeiten. 

 

(3) Die Prüfungszeit beträgt 60 Minuten. 

 

§ 16 Gewichtungsregelung 
 
Die Prüfungsbereiche sind wie folgt zu gewichten: 

 

1. Prüfungsbereich Einrichten eines IT- gestützten Arbeitsplatzes mit 20 Prozent, 

2. Prüfungsbereich Planen und Umsetzen eines Projektes der Systemintegration mit 50 

Prozent, 

3. Prüfungsbereich Konzeption und Administration von IT-Systemen mit 10 Prozent, 

4. Prüfungsbereich Analyse und Entwicklung von Netzwerken mit 10 Prozent sowie  

5. Prüfungsbereich Wirtschafts- und Sozialkunde mit 10 Prozent. 
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§ 17 Bestehensregelung (Gestreckte Abschlussprüfung) 

 

(1) Die Abschlussprüfung ist bestanden, wenn die Leistungen 

 

1. im Gesamtergebnis von Teil 1 und Teil 2 mit mindestens „ausreichend“, 

2. im Ergebnis von Teil 2 der Abschlussprüfung mit mindestens „ausreichend“, 

3. in mindestens drei Prüfungsbereichen von Teil 2   mit mindestens „ausreichend“ 

und 

4. in keinem Prüfungsbereich von Teil 2 mit „ungenügend“ bewertet worden sind. 

 

(2) Der Prüfling kann in einem Prüfungsbereich eine mündliche Ergänzungsprüfung beantra-

gen. 

 

(3)  Dem Antrag ist stattzugeben, 

 

1. wenn er für einen der Prüfungsbereiche „Konzeption und Administration von IT-Syste-

men“, „Analyse und Entwicklung von Netzwerken“ oder „Wirtschaft und Sozialkunde“ 

gestellt worden ist 

2. wenn der benannte Prüfungsbereich schlechter als mit „ausreichend“ bewertet wor-

den ist und 

3. wenn die mündliche Ergänzungsprüfung für das Bestehen der Abschlussprüfung den 

Ausschlag geben kann.  

 

(4)  Die mündliche Ergänzungsprüfung soll 15 Minuten dauern.  

 

(5) Bei der Ermittlung des Ergebnisses für den Prüfungsbereich sind das bisherige Ergebnis 

und das Ergebnis der Ergänzungsprüfung im Verhältnis von 2:1 zu gewichten. 

 

§ 18 Übergang 

 

(1) Ein Übergang von einer Berufsausbildung nach dieser Ausbildungsregelung in eine ent-

sprechende Ausbildung nach § 4 BBiG ist von dem/der Auszubildenden und dem/der Ausbil-

denden kontinuierlich zu prüfen. 

 

(2) Eine in den Ausbildungsberufen zum Fachinformatiker/zur Fachinformatikerin Fachrich-

tung Anwendungsentwicklung, zum Fachinformatiker/zur Fachinformatikerin Fachrichtung 

Systemintegration, zum Fachinformatiker/zur Fachinformatikerin Fachrichtung Daten- und 

Prozessanalyse, zum Fachinformatiker/zur Fachinformatikerin Fachrichtung Digitale Vernet-

zung, zum IT-System-Elektroniker/zur IT-System-Elektronikerin, zum Kaufmann für Digitali-

sierungsmanagement/zur Kauffrau für Digitalisierungsmanagement oder zum Kaufmann für 

IT-System-Management/zur Kauffrau für IT-System-Management abgelegte Abschluss-prü-

fung Teil 1 kann auf Antrag des oder der Auszubildenden als Abschlussprüfung Teil 1 für 

den Beruf Fachpraktiker IT Systemintegration/Fachpraktikerin IT Systemintegration ange-

rechnet werden.  
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§ 19 Bestehende Berufsausbildungsverhältnisse 

 

Berufsausbildungsverhältnisse, die bei Inkrafttreten dieser Ausbildungsregelung bestehen, 

können unter Anrechnung der bisher zurückgelegten Ausbildungszeit nach den Vorschriften 

dieser Verordnung fortgesetzt werden, wenn die Vertragsparteien dies vereinbaren. 

 

§ 20 Inkrafttreten 

 

Diese Ausbildungsregelung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft.  

 

Münster, 6. Juni 2023 

 

Der Präsident      Der Hauptgeschäftsführer 

 

gez. gez. 

Dr. Benedikt Hüffer     Dr. Fritz Jaeckel 

 

Veröffentlicht im Bundesanzeiger am 25.09.23 


